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Weder ist es ein Allgemeinplatz, 
noch leicht zu begreifen, dass der Sozialstaat für 
moderne Volkswirtschaften unverzichtbar ist. 
Er ist kein reines Transfersystem mehr, sondern 
bietet auch für die sozioökonomische Reproduk-
tion unverzichtbare Dienstleistungen mit einem 
hohen Wachstumspotenzial. 

Allerdings hat seine Finanzierung eine zu 
schmale Basis. Eine Ausweitung der Versiche-
rungspflicht und der Beitragsbemessungsgrenze 
sollte auf der sozialpolitischen Agenda ganz oben 
stehen. Doch sie wird nicht wirklich angestrebt.     

Heike Göbel, Leiterin der FAZ-Wirtschaftsre-
daktion und Gralshüterin der Marktwirtschaft, 
beobachtet in einem Essay über „Die Liberalen 
und der Wohlfahrtsstaat“ [1] ein den marktlibe-
ralen Mainstream der deutschen Ökonomen und 
Publizisten irritierendes Phänomen: 

„Der deutsche Sozialstaat wächst und wächst, 
trotzdem feiern deutsche Unternehmen Expor-
terfolge.“ 

In der Tat steigt der BIP-Anteil des Sozialbud-
gets in einem quasi säkularen Trend. 1970 betrug 
die Sozialleistungsquote 20,2%. 1985 lag sie bei 
25,2%, 2005 bei 28,9% und 2015 bei 29,4%. Hinter 
dieser Entwicklung stehen zwar auch statisti-
sche Artefakte, wie etwa die seit 2009 erfolgte 
Zurechnung der Leistungsausgaben der priva-

ten Krankenversicherung zum Sozialbudget. Auf 
jeden Fall aber widerlegt diese Entwicklung das 
Credo der Agenda 2010 und das ideologische Fun-
dament eines systematischen Lohndumpings: 
Dass nämlich die Sozialabgaben, die zwei Drittel 
des Sozialbudgets finanzieren, zu hoch seien und 
als Lohnnebenkosten die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft schädigten.

„Sozialbremse“: Die Hilflosigkeit marktli-
beraler Sozialpolitik

Marktliberale tun sich grundsätzlich schwer 
mit Sozialpolitik, wie Heike Göbel zugibt. Diese 
sei mit Umverteilung und Zwang verbunden, also 
dem Gegenteil liberaler Politik: 

„Zwang steht in direktem Widerspruch zum libe-
ralen Freiheitsideal. Umverteilung steht indirekt 
im Widerspruch dazu, weil sie einen Eingriff in die 
Eigentumsrechte bedingt“. 

Aber man müsse akzeptieren, dass es Aufgabe 
des Staates ist, „Hilfe in unerwarteten Notlagen zu 
gewähren – in wohlhabenden Gesellschaften auch 
über das nackte Existenzminium hinaus.“ Jedoch 
müssten dieser staatlichen Fürsorge klare Gren-
zen gesetzt werden, denn sie gehe „auf Kosten der 
letztlich grundlegenderen und damit wichtigeren 
sozialen Sicherheit, die der Markt schafft.“ 

Dieses Postulat ist schon deshalb wirr, weil 

Zur politischen 
Ökonomie des 
Sozialstaats
Das Sozialbudget wächst stärker als das BIP, zur 
Überraschung der Neoliberalen ohne schädliche 
Wirkungen auf die Gesamtwirtschaft. Dennoch 
wird eine „Sozialbremse“ gefordert.
Von Hartmut Reiners
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der Sozialstaat ein Produkt von Marktversagen 
ist und ein solcher Komparativ sich rein begrifflich 
verbietet. Markt und Sozialstaat stehen nicht in 
einer hierarchischen, sondern in einer sich wech-
selseitig bedingenden Beziehung zueinander, die 
politisch reguliert werden muss. 

Göbel selbst muss feststellen, dass der Aus-
bau des Sozialstaats offensichtlich von den 
Bürgern gewünscht und daher demokratisch 
legitimiert ist. Umso mehr müsse man dieser 
Expansion einen „liberalen Kompass“ geben mit 
folgender Orientierung:

•  �Der weitere Ausbau des Sozialstaats soll-
te an das Wirtschaftswachstum gebunden 
werden. Diese „Sozialleistungsbremse“ 
(Göbel) soll dafür sorgen, dass notwendi-
ge neue Sozialleistungen (z. B. in der Pfle-
ge) durch Kürzungen in anderen Bereichen 
des Sozialbudgets finanziert werden und 
die Sozialleistungsquote konstant bleibt. 

•  �Die Politik solle für „klare Preisschilder im 
Sozialstaat“ sorgen, um das „Eigeninteres-
se an einer sparsamen Nutzung der Leis-
tungen zu stärken. Das dämpft die Aus-
gaben, fördert die Zielgenauigkeit, und die 
Bürger erkennen den Wert des Gebotenen.“ 
Dazu gehören vor allem Selbstbeteiligungen 
bei Inanspruchnahme von Sozialleistungen.

•  S�ozialpolitisch motivierte Eingriffe in den 
Wettbewerb wie Mietpreisbremse, Min-
destlohn oder Deckelung der Energieprei-
se sollten unterbunden werden. Diese 
Instrumente seien besonders gefährlich, 
so Göbel, „weil niemand weiß, welche In-
vestitionen deswegen unterbleiben und 
welcher Arbeitsplatz wegfällt.“

„Moral Hazard“ und anderer Unsinn
Solche Rezepte dokumentieren die Ratlo-

sigkeit marktliberaler Ideologen angesichts der 

wachsenden volkswirtschaftlichen Bedeutung 
des Sozialbudgets. Eine am BIP-Wachstum ori-
entierte Deckelung lässt sich sachlich nicht be-
gründen und folgt einer politischen Willkür, die 
Marktliberale sonst bei staatlichen Eingriffen 
stets beklagen. Sollen etwa durch die demogra-
fische Entwicklung unvermeidbare Ausgaben-
steigerungen in der Pflegeversicherung durch 
weitere Kürzungen der Altersrenten oder des Ar-
beitslosengeldes finanziert werden? 

Auf die Idee, dass ohne einen angemessenen 
Mindestlohn oder eine wirksame Mietpreisbrem-
se die Ausgaben des Sozialbudgets in die Höhe 
gehen, weil Erwerbstätige der Niedriglohngrup-
pen von ihrem Arbeitseinkommen nicht mehr 
leben bzw. ihre Miete nicht mehr zahlen können 
und Lohnaufstockungen beim Arbeitsamt bzw. 
Wohngeld beantragen müssen, kommen Neoli-
berale nicht. 

Stattdessen stellen sie den Sozialstaat als 
Füllhorn von nicht erforderlichen Wohltaten dar. 
Er schwäche die Eigeninitiative der Bürger und 
verleite mit seinem Bedarfsprinzip zur miss-
bräuchlichen Inanspruchnahme von Leistungen. 
Diese Vollkaskomentalität müsse man mit „kla-
ren Preisschildern“ (Göbel) eingrenzen. Aber bei 
welchen Sozialleistungen kann man Preisschilder 
überhaupt anbringen? 

In der Renten- und Arbeitslosenversicherung 
spielen Preise keine Rolle, da deren Leistungen 
nach dem Äquivalenzprinzip von der Höhe der 
eingezahlten Beiträge bzw. des versicherungs-
pflichtigen Einkommens abhängen. 

Preisanreize wie Zuzahlungen der Versicher-
ten kommen generell nur bei sozialen und ge-
sundheitlichen Diensten in Frage, die ein gutes 
Drittel des Sozialbudgets ausmachen (siehe un-
ten). In der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) werden die Arzt- und Krankenhausrech-
nungen nicht von den Versicherten, sondern von 
den Krankenkassen bezahlt (Sachleistungsprin-
zip). In der privaten Krankenversicherung (PKV) 
müssen die Versicherten zwar die Behandlungs-
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kosten selbst mit den Arztpraxen, Krankenhäu-
sern und Apotheken abrechnen, lassen sich diese 
aber von ihren Versicherungen je nach Versiche-
rungsvertrag anteilig oder voll erstatten (Koste-
nerstattungsprinzip). Dort gibt es die von Heike 
Göbel geforderten Preisschilder für Versicherte. 

Zu mehr Wirtschaftlichkeit führen sie aber 
nicht. Im Gegenteil, die Behandlungskosten in 
Arztpraxen sind für vergleichbare Fälle bei Pri-
vatpatienten mehr als doppelt so hoch wie für 
Kassenpatienten.[2] Über das Beihilfesystem für 
Beamte wird die Hälfte dieser Zusatzkosten aus 
Steuern finanziert.

Aber von solchen Fakten lässt man sich nur 
ungerne beeindrucken. In den Lehrbüchern der 
Gesundheitsökonomie findet das Paradigma des 
„Moral Hazard“, auf Deutsch etwa „moralisches 
Risiko“, breiten Platz. Es behauptet, dass sozi-
ale Versorgungs-  bzw. Versicherungssysteme 
zu einer Überinanspruchnahme von Leistungen 
verleiten. Da die Bürger ihre Sozialversicherungs-
abgaben oder Steuern unabhängig von der Leis-
tungsinanspruchnahme zahlen müssen, seien 
sie bestrebt, so viele Leistungen wie möglich zu 
ergattern. Ein solches Verhalten sei ökonomisch 
rational, da ihnen für jede zusätzlich in Anspruch 

genommene Leistung keine zusätzlichen Kos-
ten entstünden. Eine sachgerechte Inanspruch-
nahme sozialer Leistungen sei nur mit einer fi-
nanziellen Eigenbeteiligung der Versicherten zu 
erreichen. Dann würden sie die Folgen ihres Ver-
haltens spüren und sich genau überlegen, ob sie 
die Leistungen wirklich benötigen. 

Es gibt nicht eine empirische Studie, die einen 
positiven Steuerungseffekt dieses Instruments 
und ein entsprechendes Versichertenverhalten 
belegen könnte. [3] Bestandsaufnahmen der in-
ternationalen Literatur zur Kostenbeteiligung 
der Versicherten im Gesundheitswesen zeigen, 
dass die mit der „Moral Hazard“-These argu-
mentierenden Untersuchungen auf falschen An-
nahmen und unrealistischen Vergleichen mit der 
Konsumwelt beruhen. Es wird so getan, als seien 
Zahnbehandlungen, chirurgische Eingriffe oder 
pflegerische Betreuung Leistungen, von denen 
man gar nicht genug bekommen kann. Diese Vor-
stellung ließe sich schon mit dem Hinweis auf die 
damit verbundenen physischen und psychischen 
Beeinträchtigungen a priori als unrealistisch ver-
werfen. 

Zuzahlungen und Selbstbeteiligungen dienen 
nachweislich nicht einer effektiven Steuerung der 
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